Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/177 


Vorblatt 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 
(Bericht des Verteidigungsausschusses) 


L Problem 

§ 79 a Soldatenversorgungsgesetz enthält bis zum 31. Dezember 
1969 einen erheblichen Vorteil für ehemalige Soldaten auf Zeit 
bei der Anrechnung ihrer Übergangsgebührnisse auf sonstiges 
Einkommen aus dem öffentlichen Dienst. Ein Wegfall der Ver- 
günstigung ab 1. Januar 1970 würde eine Härte für die be- 
treffenden Soldaten bedeuten und hätte unter Umständen nach- 
teilige Auswirkungen für die Nachwuchsgewinnung. Dasselbe 
gilt für die Bundespolizeibeamten. 


IL Lösung 

Teilweise Verlängerung der Geltungsdauer des § 79 a Soldaten- 
versorgungsgesetz. 

IIL Alternativen 

Generelle Verlängerung. Sie wurde abgelehnt. 


IV. Kosten 

Hierzu wird auf den Bericht des Haushaltsausschusses gemäß 
§ 96 GO verwiesen. 
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Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/177 


Mündlicher Beridit 

des Verteidigungsausschusses 
(11. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrach- 
ten Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung 
des Soldatenversorgungsgesetzes 

— Drucksache VI/126 — 

über den von den Fraktionen der SPD, FDP einge- 
brachten Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Ände- 
rung des Soldatenversorgungsgesetzes 

— Drucksache VI/158 — 


Berichterstatter; 

Abgeordneter Haase (Kellinghusen) 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksachen VI/126, VI/158 — in der 
anliegenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 11. Dezember 1969 


Der Verteidigungsausschuß 


Dr. Zimmermann 

Vorsitzender 


Haase (Kellinghusen) 

Berichterstatter 
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Drucksache YI/177 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung versorgungsrechtlicher Vorschriften 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Februar 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 201), zuletzt geändert durch das 
Eingliederungsgesetz für Soldaten auf Zeit vom 
25. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1347), wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 79 a Satz 1 wird die Jahreszahl „1969" durch 
die Jahreszahl „1975" ersetzt 

2. In § 79 a wird nach Satz 1 folgender Satz 2 an- 
gefügt: 

„Satz 1 gilt nicht für ehemalige Soldaten auf Zeit 
in den Laufbahngruppen der Unteroffiziere und 
Mannschaften, deren Dienstverhältnis nach einer 
Wehrdienstzeit von zwölf und mehr Jahren nach 
dem 31. Dezember 1969 endet." 


Artikel 2 

Änderung des Bundespolizeibeamtengesetzes 

Das Bundespolizeibeamtengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Juli 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 701), zuletzt geändert durch das Sechste 
Gesetz zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 
vom 28. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1004), wird 
wie folgt geändert: 

In § 27 a tritt an die Stelle der Jahreszahl „1969" die 
Jahreszahl „1975". 

Artikel 3 

Artikel 2 dieses Gesetzes gilt nach Maßgabe des 
§ 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 31. Dezember 
1969 in Kraft. 
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